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palitätcn einiges Ansehen zu verschaffen, als aber den

reuigen Frevlern ihre Strafe nicht durch nahmhafte
Gerichtskostcn zu erschwere». Diese Zwecke nun zu er«

reiche», und dennoch jenen Schwierigkeiten auszubie.

ge», bedarf es bloß zwischen den streitigen und nicht

streitigen Polizcyvergchen einen Unlerfàd zu machen,

die Vindication der nichtstrcitiqen den Munizipalitätcn
und die Beurtheilung der streitigen den Distnltsge.
richten zu überlassen.

Dieser Idee zuiolg, wünscht die Commißivn die

M'.mizipalitàtm zu berechtigen, als Polizeybeamte über

die ihnen angezeigten Polizevvcrgehen vorläufige Un.

teesuchungcn anzustellen, den Beklagten zu verhören,

und wenn er geständig ist, in Anwendung des Gesetzes,

ihm die Strafe zu dikriren.

Glaubt der geständige Beklagte er fey gar nicht

in dem Grad strafbar, so mag er die Verfügung
der Munizipalität ausfchlagen, und sofort wird die

Anzeige des Vergehens durch den Municip. Procurator,
nach Inhalt der §§ 64, 66 und 67 des Municip,
Gesetzes, dem Distnkrsgericht gethan und der Fall von

diesem beurtheilt.

Das nemliche geschieht, wenn der Beklagte des

Vergehens nicht geständig ist.

Auf diese Bemerkungen gestüzt, schlägt Ihnen Eure

Commißivn an Platz des H. 14 folgenden Artikel vor:
» »4. Die Munizipaliiäten find nicht nur befugt,

sondern auch, und zwar unter Bedrohung der gleichen

Straffe, die der Beklagte hätte leiden müssen, bcn

ihrer Amtspflicht geHallen, die glaubwürdigen Anzeigen

von Handlungen, die gegenwärtigem Gesetz entgegen,

laufen, zu untersuchen, den Beklagten zu verhören,

und wenn er geständig ist, die Straffe »ach dem Gc-

setz auszusprechen. "

„ Dem Beklagten bleibt jedoch unbenommen, falls

er sich entweder gar nicht oder nicht ,n dem Grad

strafbar glaubt, diesen Svruch der Munizipalität bin-

nen 2inal -4 Stunden auszusclilaqe», da denn, so

»vie auch wenn der Beklagte nicht geständig, der Fall
nach Maßgad des fünften Abschnitts des Munizipali-
täts-Geseyes vom »5. Hornunq, dem Dssinktsgerichl

anhängig gemacht und von demselben demlheilr wer-

den soll, "
Endlich hat der Voll;. Rath in der franz. Ueber,

sctziing einige Redaklionsschler bemerkt, die bas Bu.
reau aufzusuchen und zu verbessern haben wird.

Ncbcn diesen von der Vollziehung gerügten Gegen.

ständen find Euerer Commißion noch zwey Punkt«

aufgefallen, deren Aenderung fie wünscht.

Der erste betrift die Auslassung der Worte bis

um 9 Uhr" in dem Art. 5, weil dieser Be? satz aus.
zuschließen scheint, daß die Munizipaliiäten nicht mehr

verlangen könnten, wenn es nöthig wäre, was nicht
die Absicht des Artikels ist.

Der zweyte Punkt liegt in dem Art. rr, wo die

Commißion auf Auslassung der Worte „ und dem

Wirihsrechlvcrlurst" anträgt, da bey der atigemeinen
Systemsveränderung über die Pol'jey d.r Wir.yschaf.
lcu,. dieses Pöiiale unschicklich wird, auch in den

übrige^ Artikel» nirgends vorkommt und nur auS

Versehen aus dem Gesetz vom 4. April ist Mllausge.
schrieben worden.

Mit diesen Verbesserungen räth Ihnen Enere Com.

mißion an, den Gesetzvorschlag zum Gesetz zu erheben.

(Die Forlsetzung folgt.)

Mannigfaltigkeiten.
Erklärung an Bürger Fürsprech Kühn.
Vsllig überzeugt, daß ich mich durch unwahre Ge.

rüchte und öffentliche Blätter habe übereilen lassen,

Ihnen in meiner Vertheidigung der Geistlichen, Hand,
lungcn anzuschuldigen, die Sie nicht begangen haben,
und Ihnen Meynungen und Absichten beyzumessen, die

nicht die Ihrigen sind, bezeuge ich mein Bcdauren über

diesen Schritt, und widcrruffe alles, »vas ich in jenes

irrigen Bcglaubniß gegen Ci« geschrieben oder gesagt

habe, vorzüglich aber die Beschuldigung:. daß Sie
angecathen hätten, das Volk von Unterwalben mit Feuer

und Schwerst zu verfolgen. " Ich erkenne Sie für völlig

unschuldig. Bern, 28. Nov. »koo.
(Unlerz Müslin, ob. Helfer am Münster.

schreiben de6 Bürger Kuhu an den Bürger
Müslm.

Bürger Helfer!
In Ihrer Erklärung vom heutigen Tag erkenne ich

nun den rechtlichen Mann, der aus Irrthum begangenes

Unrecht wieder gut zu machen weiß. Ich nehme mit Vef«

gnügcn die mir dargebotene Hand des Friedens an, und

rechne es mir zur angenehmen Pflicht, Ihnen zu crtlä«

ren, daß ich auf diesen Schritt von Ihrer Seite hm,

nunmehr Alles das,enige freywilUg tilge, was ich Ihnen
unbelicbiges öffentlich und unter der Voraus .tzung gesagt

habe, daß Sie wirklich den Vorsatz hätten, meine Ehrt

aiijugreiffen. Bern, 28. Nov. »koo.
Untcrz. Ruhn, Fürsprech,
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